
Berlin.“ Auch dies hätte mit dem Angeklagten in der 
Hauptverhandlung erörtert werden müssen.

Ferner hat der Angeklagte angegeben, daß er eine 
Bewerbung bei der Volkspolizei eingereicht hatte. Auch 
Feststellungen hierüber wären erforderlich gewesen, 
insbesondere weil es in dem Bericht der Polizei über die 
Festnahme des Angeklagten vom 9. Juli 1950 heißt, er 
suche Verbindung mit Angehörigen der Volkspolizei, 
„um dadurch Kennntnis über verschiedene Waffen zu 
erhalten“, und weil bei seiner Festnahme noch ein 
Fragebogen der Hauptverwaltung der Volkspolizei ge
funden wurde.

Wenn es sich um die Aburteilung einer Straftat han
delt, die Beziehungen auf politisches Gebiet haben kann 
— und bei Waffendelikten besteht immer der Verdacht, 
daß die Täter zumindest teilweise aus politischen Be
weggründen gehandelt haben —, muß das Gericht bei 
der Erforschung des Vorlebens des Angeklagten außer 
auf die persönlichen Umstände und die soziale Einord
nung des Angeklagten auch auf sein politisches Verhal
ten Gewicht legen. Hierzu hat das Gericht nur die 
äußerst spärliche Feststellung getroffen, daß der An
geklagte von 1947 bis 1949 Mitglied der FDJ gewesen, 
dann aber ausgetreten ist. Zu näheren Feststellungen 
über die Motive für das Ausscheiden aus der FDJ wäre 
also aus verschiedenen Gründen besondere Veranlassung 
geboten gewesen. Einmal hätte es auffallen müssen, daß 
der Angeklagte, der aus der FDJ ausgeschieden ist, sich 
nach seinem Ausscheiden um die Aufnahme in die Volks
polizei bemüht haben will. Ferner ist bei dem Ange
klagten eine Hetzschrift gegen die antifaschistisch
demokratische Ordnung gefunden worden, und schließ
lich wird er in dem Bericht über seine Festnahme als 
„fanatischer Anhänger“ der Hitlerjugend bezeichnet. 
Diese Hinweise werden in der künftigen Hauptverhand
lung zu beachten sein.

In den Feststellungen des angefochtenen Urteils heißt 
es, daß bei dem Angeklagten eine „geladene“ Pistole 
gefunden wurde. Nach dem Ermittlungsergebnis in der 
Anklageschrift war die Pistole „geladen, gespannt und 
entsichert“. Danach scheinen die Feststellungen des 
Urteils unvollständig. Es ist von Bedeutung, wenn die 
bei einer Zugkontrolle gefundene Waffe sich in sofort 
gebrauchsfähigem Zustand befindet; eine Feststellung, 
daß die Pistole gespannt und entsichert war, würde die 
vom Angeklagten gegebene Erklärung, er habe die 
Waffe verkaufen wollen, noch unglaubwürdiger machen 
und zu der Schlußfolgerung führen können, daß er ur
sprünglich die Absicht gehabt hatte, bei einer Sistie
rung von ihr Gebrauch zu machen. Feststellungen in 
dieser Richtung wären möglich gewesen, erforder
lichenfalls durch Vernehmung des Volkspolizisten, der 
die Waffe aufgefunden hat. Im übrigen hat der Ange
klagte dies bei seiner polizeilichen Vernehmung auch 
nicht bestritten, sondern nur auf die Möglichkeit hin
gewiesen, daß sich die Pistole vielleicht beim Heraus
nehmen „selbst entsichert“ habe.

Auch hierüber werden in der künftigen Hauptver
handlung Feststellungen getroffen werden müssen.

Wie sich aus dem gesamten Akteninhalt ergibt, sind 
bei dem Angeklagten außer der Pistole auch ein Hetz
gedicht „Das Lied der Freiheit“ und eine nach West
deutschland gerichtete und vom Angeklagten aufgefan
gene Flaschenpostsendung der Jungen Pioniere gefun
den worden. In der polizeilichen Vernehmung hat der 
Angeklagte dies auch zugegeben. Wegen des Besitzes 
dieser Sachen ist er zwar nicht angeklagt worden; die 
Tatsachen hätten aber dennoch festgestellt werden müs
sen, weil sie den Angeklagen und seine Motive beleuch
ten können.

Das Oberste Gericht hat bereits mehrfach darauf hin
gewiesen, daß Waffen in unbefugter Hand stets eine 
starke Gefährdung der antifaschistisch-demokratischen 
Ordnung bedeuten. Diese Gefahr wird noch erhöht, 
wenn sich die Waffen in der Hand von ausgesprochenen 
Feinden dieser Ordnung befinden. Gerade aus diesem 
Grunde sind in diesen Fällen Feststellungen über das 
politische Verhalten des Angeklagten von außerordent
licher Bedeutung. Der Kontrollratsbefehl Nr. 2 be
zweckt den Schutz des vom Nazismus gereinigten 
Deutschland. Der weite Strafrahmen des Befehls Nr. 2, 
der bis zur Todesstrafe geht, gibt den Gerichten die 
Möglichkeit, bei der Strafzumessung stark zu differen
zieren. Hierfür ist ein wichtiger Anhaltspunkt das

politische Verhalten des Täters; aus ihm ergibt sich der 
Grad der Gefährlichkeit seiner Tat für unseren Staat. 
Im vorliegenden Fall hat das Gericht die ihm gegebenen 
Möglichkeiten, durch Aufklärung aller Begleitumstände 
der Tat die für die Strafzumessung bedeutsamen Tat
sachen festzustellen, nicht ausgenutzt. Dieser Fehler hat 
sich bei der Straffestsetzung ausgewirkt; in der künf
tigen Hauptverhandlung wird daher auf die Aufklärung 
und Feststellung auch dieser Umstände Gewicht gelegt 
werden müssen.

Wie ausgeführt, beruht das unrichtige Strafmaß des 
angefochtenen Urteils in starkem Maße auf Verfahrens
mängeln, insbesondere auf mangelhafter Sachaufklä
rung. Aber selbst aus dem vom Landgericht festge
stellten Sachverhalt ergibt sich, daß die im Urteil aus
gesprochene Strafe und insbesondere der sich an das 
Urteil anschließende Gerichtsbeschluß, mit welchem dem 
Angeklagten Bewährungseinsatz mit Aussicht auf Er
laß der Freiheitsstrafe bewilligt wurde, gröblich gegen 
die Gerechtigkeit verstößt. Zutreffend hat der General
staatsanwalt im Kassationsantrage darauf hingewiesen, 
daß derartige Delikte mit Rücksicht auf die Sicherheit 
unseres Staates mit äußerster Strenge geahndet werden 
müssen. Das Oberste Gericht hat diesen Grundsatz 
ebenfalls wiederholt ausgesprochen. Das Landgericht 
hat selbst festgestellt, daß der Angeklagte sich auf dem 
Wege nach Westberlin, dem Sammelpunkt der unserem 
friedlichen Aufbau feindlich gesinnten Sabotageorgani
sationen, befand und bei dieser Fahrt eine geladene 
Pistole im Stiefelschaft mit sich führte. Dies allein hätte 
die Strafkammer erkennen lassen müssen, daß die Er
klärung des Angeklagten, er habe diese Pistole „verkau
fen“ wollen, keinen Glauben verdient. Zum Zwecke des 
Verkaufs hält man eine Schußwaffe nicht im geladenen 
Zustand. Der Angeklagte hat mit dieser Pistole kein 
Verkaufsgeschäft machen wollen, es handelt sich auch 
um keinen „Dummenjungenstreich“, sondern er hat sie 
zu staatsfeindlichen Zwecken bei sich getragen. Das Ge
richt hätte erkennen müssen, daß es sich bei dem An
geklagten gerade um einen Angehörigen derjenigen 
Kategorie von Menschen handelt, gegen die sich der 
Kontrollratsbefehl Nr. 2 in ganz besonderem Maße rich
tet. Das Landgericht hat in völliger Verkennung seiner 
Aufgabe die Tat des Angeklagten außer Zusammenhang 
mit der allgemeinen politischen Lage gesehen, hat nicht 
beachtet, daß der Angeklagte sich dorthin begeben 
wollte, wo eine systematische und ständige Hetze gegen 
alle fortschrittlichen und demokratischen Einrichtun
gen seit längerer Zeit betrieben wird, und daß er sich 
zu diesem Zweck bewaffnete. Statt dessen hat das 
Landgericht strafschärfend nur berücksichtigt, daß das 
Mitsichführen der geladenen Schußwaffe in der Eisen
bahn „für die Mitreisenden eine gewisse Gefahr be
deutet“. Strafmildernd hat es das „jugendliche Alter“ 
und die „mangelhafte Erziehung“ des Angeklagten be
rücksichtigt. Diese vom Landgericht getroffenen Erörte
rungen gehen am Kern der Straftat des Angeklagten 
vorbei und könnten höchstens ergänzend herangezogen 
werden. Hätte das Landgericht die Sicherheit unseres 
Staates in den Mittelpunkt seiner Erwägungen gestellt, 
so würde es erkannt haben, daß demgegenüber die mög
liche Gefährdung der Mitreisenden durch eine zufällige 
Entladung der Waffe einerseits, die Jugend und 
schlechte Erziehung des Angeklagten anderseits nur von 
untergeordneter Bedeutung sind.

Die Aufgabe, unsere antifaschistisch-demokratische 
Ordnung zu schützen, hätte das Gericht im vorliegenden 
Fall nur durch eine mehrjährige, auf Zuchthaus lau
tende Freiheitsstrafe erfüllen können; die unter der 
Bewilligung von Bewährungsarbeitseinsatz verhängte 
sechsmonatige Gefängnisstrafe ist völlig unzulänglich 
und verstößt daher gröblich gegen die Gerechtigkeit. 
Sollten in der künftigen Hauptverhandlung keine ande
ren Feststellungen als in der ersten Hauptverhandlung 
getroffen werden können, wird also auch dann auf eine 
mehrjährige Zuchthausstrafe gegen den Angeklagten 
zu erkennen sein.

§ 1 WStVO; § 43 StGB.
Zur Frage der Abgrenzung des Versuchs von der 

straflosen Vorbereitungshandlung.
OG, Urt. vom 26. April 1951 — 2 Zst 15/51.

Aus den G r ü n d e n :
Den Angeklagten war zur Last gelegt worden, ver

sucht zu haben, bei der Firma H. in F. etwa 3 t Bunt-
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